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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Katharina 
Schulze, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Verena Osgyan und Frak-
tion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Freiheitsrechte schützen – verfassungswidrige Vorratsdatenspei-
cherung nicht wieder einführen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert: 

─ sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass die vom Bundes-
verfassungsgericht für grundrechtswidrig erklärte Vorratsdaten-
speicherung nicht wiedereingeführt wird, 

─ die Ermittlungsbehörden bei der Bekämpfung von Internetstrafta-
ten besser zu unterstützen und insbesondere durch entsprechen-
de Fortbildung dafür zu sorgen, dass Polizeieinsatzkräfte in der 
Breite im Kampf gegen Cybercrime auf den neuesten Stand ge-
bracht werden. 

 

 

Begründung: 

Als Instrument des verdachts- und gefahrenunabhängigen, massen-
haften Vorgehens gegen die Gesamtbevölkerung ist die Vorratsda-
tenspeicherung mit unserem bürgerrechtlichen Grundverständnis 
demokratisch-rechtstaatlicher Sicherheitsgewährleistung nicht verein-
bar. Sowohl das Bundesverfassungsgericht wie auch der EuGH ha-
ben der Vorratsdatenspeicherung eine klare Absage erteilt. Wir leh-
nen die Vorratsdatenspeicherung aller Telekommunikationsverkehrs-
daten weiterhin entschieden ab. 

Zudem gilt: Weder gibt es die stets behauptete, aber nie valide beleg-
te Schutzlücke, die dieses grundrechtsbelastende Instrument erforder-
lich machen würde, noch gibt es bis heute hinreichende Belege ihrer 
möglichen Wirksamkeit, wie auch die gescheiterte Evaluation der 
Europäischen Kommission gezeigt hat. In jedem Falle aber ist die 
Vorratsdatenspeicherung der Kommunikationsdaten aller Bürgerinnen 
und Bürger völlig unverhältnismäßig. 

Um im Kampf gegen Cybercrime einen entscheidenden Schritt nach 
vorne zu machen reicht es nicht aus, einige wenige spezialisierte sog. 
Cybercops einzustellen. Gleichzeitig muss die Fortbildung in der Flä-
che an allen Polizeiinspektionen erfolgen, da Internetstraftaten heute 
nicht mehr isoliert einem abgrenzbaren Verbrechensbereich zugeord-
net werden können, sondern sich auf eine Vielzahl von Lebensberei-
chen erstrecken. Die notwendigen finanziellen Mittel wurden bislang 
nicht bereitgestellt. 


